
WOCHENEND-
DIENST

Am 6. Mai dieses Jahres war das Ergebnis der Abstimmung 
über das von der Kurie und der Sektion Allgemeinmedizin 

erarbeitete und ausverhandelte Zusatzabkommen über den Wo-
chenenddienst bekannt. Hier seien noch einmal die Eckpunkte 
ganz kurz aufgezählt:
1. Reduktion der Bereitschaftszeit von 12 Stunden auf 6 Stun-

den (8.00 bis 14.00 Uhr statt 7.00 bis 19.00 Uhr).
2. Einheitliche Ordinationszeiten niederösterreichweit von 9.00 

bis 11.00 Uhr. In der Restzeit muss lediglich die Erreichbar-
keit garantiert werden.

3. Erhöhung des Honorars für die grundsätzliche Bereitschaft: 
statt € 103,60 (€ 8,63 pro Stunde) € 150,- (€ 25,- pro Stunde). 
Dies entspricht einer Erhöhung von 289,6 % pro Stunde.

4. Erhöhte Ordination im Bereitschaftsdienst: statt € 15,76 neu 
€ 20,-, das entspricht einem Plus von 26,9 %.

5. Erhöhung der Visite im Bereitschaftsdienst: statt € 37,33 neu 
€ 70,-, was eine Steigerung um 87,5 % ergibt.

6. Verpflichtende Teilnahme am Sonn- und Feiertagsdienst ab  
1. Juli 2019.

Im Detail wurde mit diesem Ergebnis, insbesondere was die 
Verkürzung von 12 auf 6 Stunden nach dem bereits erfolgten 
Wegfall der Nächte mit 01.04.2017, eine weitere wesentliche Ver-
besserung erreicht, die österreichweit einzigartig ist.
Dieses Ergebnis wurde von den betroffenen niedergelassenen 
Allgemeinmedizinern mit 62 % der abgegebenen Stimmen abge-
lehnt. Die Wahlbeteiligung war mit 77 % extrem hoch!
Dieses eindeutige Votum ist selbstverständlich zu akzeptieren. 
Mehr noch, es muss uns zwingen, den Status Quo zu analysie-
ren und die Gründe für die massive Ablehnung zu suchen. Ich 
glaube nämlich nicht, dass in dieser Abstimmung einzig über 
den Bereitschaftsdienst und das ausgehandelte Ergebnis geur-
teilt wurde. Ich persönlich sehe das Ganze auch als Symptom 
einer generellen Unzufriedenheit mit der Gesamtsituation. Der 
Drucktopf hat das Ventil des Wochenendes gefunden. Gerade 
in letzter Zeit kamen, unbeeinflussbar von der Niederösterrei-
chischen Ärztekammer, sinnfremde Belastungen auf die Kolle-
genschaft zu, die nun das Fass zum Überlaufen gebracht haben. 
Ich denke hier nur an die Registrierkasse, e-Medikation, situa-
tives opting out, eKos, ELGA, DSGVO, Qualitätserhebungen, 
Labor bei den kleinen Kassen, die Verunsicherung und man-
gelnde Wertschätzung durch die Politik und die Patientenanwalt-
schaft, Elektrogeräteverordnung, Medizinprodukteverordnung, 
Serialisierung in den Hausapotheken und vieles mehr. Diese 
Aufzählung ist weder chronologisch richtig noch thematisch voll-
ständig. Überheblichkeit und Kontrollzwang durch die Politik 
sowie die Geringschätzung unserer Arbeit sehe ich als zusätzliche 

Symptome der Pathologie der Macht derer, die unsere Arbeit 
lediglich verwalten und uns sinnfremde Belastungen auferlegen. 
Vielleicht schaffen wir es, durch das Ergebnis dieser Abstim-
mung den Verhandlungspartnern endlich die Dringlichkeit von 
Gegenmaßnahmen und Verbesserungen vor Augen zu führen. 
Unmittelbar nach der Abstimmung fanden laufend Bespre-
chungen zwischen der Kurie, der Ärztekammer und dem 
Land statt. Die Ergebnisse wurden in der Kurienversammlung 
am 05.06.2019 vorgestellt. Es wurde ausführlich diskutiert und 
ein Beschluss gefasst, der alle Ärztinnen und Ärzte befriedigen 
wird, soweit dies überhaupt möglich ist. 
Das erwähnte Verhandlungsergebnis mit der Kasse wurde 
angenommen, jedoch mit einer entscheidenden Änderung: 
Es wird keine Verordnung zur verpflichtenden Teilnahme 
der NÖ Kassenallgemeinmediziner geben! Stattdessen wird 
ein Vertrag erarbeitet, der, ähnlich dem Projekt zur Substi-
tution, eine freiwillige Teilnahme an den ab 01.01.2020 zu 
organisierenden Wochenenddiensten erlaubt. Zudem wird das 
Projekt auch für Wahlärzte geöffnet. Die Details werden bis 
zum Herbst erarbeitet und in der nächsten oder übernächsten 
Kurienversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt. 
Ich werde bis zum Vorliegen eines lebbaren Abschlusses weiter 
wie bisher den Wochenenddienst leisten. Ich sehe den Bereit-
schaftsdienst als ein untrennbares ergänzendes Angebot der Ver-
tragsärzte für Allgemeinmedizin, welches eben zum Berufsbild 
des Allgemeinmediziners dazugehört.
Aber ausschlaggebend für mich ist, dass ich, auch wenn es schon 
mehr als 33 Jahre her ist, unterschrieben habe, am Wochen-
enddienst teilzunehmen. Diese meine Unterschrift ist mir mehr 
wert als seltsame Interpretationen eines Höchstgerichtes. Für 
mich zählt eine seit mehr als 50 Jahren zum Wohle der Patienten 
gelebte Praxis mehr als irgendeine fehlende Verordnung. Ethik 
ist für mich persönlich nicht verhandelbar!

DR. MAX WUDY
Kurienobmann-Stellvertreter niedergelassene Ärzte

P.S.: NÖ war das einzige Bundesland, das den Verwaltungsge-
richtshofentscheid sofort veröffentlicht und zur Diskussion 
gestellt hat. Wir waren das einzige Bundesland, das umgehend 
Verhandlungen mit dem Vertragspartner aufgenommen hat, um 
Verbesserungen zu erreichen. Auch sind wir bis heute das ein-
zige Bundesland, das die Ärzteschaft über das weitere Vorgehen 
befragt hat. Andere Bundesländer haben einfach eine Verord-
nung erlassen und den Status Quo zementiert. Warum gerade 
in NÖ die Situation so eskaliert ist, wird mir ein Rätsel bleiben. 

Dr. Max Wudy
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WOCHENEND-
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In den letzten Wochen geisterten diverse Falschmeldungen 
durch die sozialen Medien. Ich wollte eigentlich das Tuch des 
Vergessens darüberbreiten, da ich keinen Sinn darin sehen, 
Vergangenes wieder aufzuwärmen. Aber zwei grob falsche 
Statements bedürfen einer Richtigstellung, beeinflussen sie 
ja die Entscheidung der Kollegenschaft in näherer und weite-
rer Zukunft Pro oder Kontra freiwilligen Dienst.

Die Behauptung, dass wir unsere Wochenendhonorarerhö-
hung selber zahlen, ist schlichtweg falsch. Wie soll das auch 
funktionieren? Die Gesamthonorare für 2019 sind bereits 
festgelegt, ein Abzug ist rechtlich unmöglich. Daher kann die 
Erhöhung nur zusätzlich sein. 
Es handelt sich um eine außerordentliche Honorarerhöhung 
beginnend mit 1. Juli 2019. 
Diese zusätzlichen Beträge werden natürlich der kurativen 
Honorarsumme des Jahres 2019 hinzugerechnet, sie sind ja 
auch erbracht worden.
Zudem werden - wie üblich im Nachhinein - Verhandlungen 
mit der NÖGKK geführt, heuer also das Jahr 2018 verhandelt. 
Hier werden einzig und allein die bereits erbrachten Leistun-
gen des Jahres 2018 neu bewertet. Zur Erinnerung sei ge-
sagt, dass die Verhandlung für 2017 eine Honorarsteigerung 
von sechs Prozent für die Allgemeinmedizin gebracht hat.

Die zweite Aussage, die ich widerlegen will, ist etwas diffizi-
ler. Hier geht es um eine Bewertung des Abschlusses durch 
eine Unternehmungsberatung:
1. Es wird von Vorhaltekosten in der Höhe von 20 Euro pro 

Stunde gesprochen. Mir ist unklar, wie man generell auf 
diese Summe kommen kann. Hier werden einfach die so-
genannten Grenzkosten nicht berücksichtigt. Grenzkosten 
(auch Marginalkosten) sind in der Betriebswirtschaftsleh-
re und der Mikroökonomik diejenigen Kosten, die durch 
die Produktion einer zusätzlichen Mengeneinheit eines 
Produktes entstehen. Also wenn die Ordination schon vor-
handen ist, blieben genau genommen nur die reinen Be-
triebskosten (Strom, Heizung) über. Diese sind bei weitem 
niedriger als 20 Euro pro Stunde. Die Miete, die Versiche-
rungen und alle anderen Fixkosten werden ja nicht mehr, 
nur weil die Ordination geöffnet ist.

2. Genauso schaut es beim Personal aus. Personalkosten fal-
len optional an, sind nicht zwingend, dabei gibt es keine 
Änderung zum bisherigen Bereitschafsdienstsystem. Je 
nach Einstufung: z. B. Berufsgruppe 3, Assistentin gemäß 

MAB-G z. B. ab dem 4. Berufsjahr mit ! 1.598,-- für 40 Std. + 
! 110,- Zulage. Pro Stunde = 1.598/173 = ! 9,87 pro Stunde + 
150 % Zuschlag für Sonn- oder Feiertag = 9,87 + 9,87*1,5 = ! 
24,68 zuzüglich Lohnebenkosten, da kommt man ca. auf die 
erwähnten ! 30,-. Aber 50 % der Wochenendarbeitszeit fällt 
auf einem Samstag und dieser ist bis 13 Uhr Normalarbeits-
zeit. 

 Also ist auch die Aussage, es fallen pro Stunde 30 Euro an, 
falsch! An Samstagen sind es weniger als die Hälfte der 
kolportieren 30 Euro!

 Weiters mangelt es an einer gewissen Logik. Fällt in einer 
Ordination am Wochenende so viel Arbeit an, dass ich ei-
ne oder sogar zwei Assistentinnen brauche, so wird der 
Mehraufwand locker durch die Umsatzsteigerung wettge-
macht.

3. Der nächste Fehler ist, dass behauptet wird, ein angestell-
ter (Ober)Arzt im Wochenenddienst verursacht in Summe 
etwa 90 Euro an Lohn- und Lohnnebenkosten pro Stunde. 
Auch das ist falsch! 

 Die Spitalsärzte erhalten für Rufbereitschaft wesentlich 
weniger, nämlich 1/6 des Bruttostundengehaltes (Annah-
me Basis ! 8.000,-/173 = 46,24) brutto (also z. B. ! 46,24/6 = 
! 7,71 pro Stunde). Wenn der Vertragsarzt keinen Umsatz 
macht, würde er pro Stunde ! 25,- (150/6) erhalten. 

4. Und schlussendlich wird behauptet, dass die Mehrhono-
rierung selbst bezahlt wird. Wie schon oben gesagt, ist 
dies absolut unrichtig. Das gesamte Honorar wird zusätz-
lich ausbezahlt!

5. Weiters wird das Vertreterhonorar bemüht. Es ist im ge-
samten Wirtschaftsleben so, dass ein Vertreter Geld kos-
tet. Jeder muss selbst entscheiden, ob ihm die gewonnene 
Freizeit das Honorar wert ist, das gilt nicht nur für das Wo-
chenende, sondern auch unter der Woche. 

Zusammenfassend sei gesagt, dass diese Bewertung der 
Unternehmensberatung sachlich falsch und tendenziös ge-
schrieben ist. Unternehmensberatungen zeichnen sich laut 
Wirtschaftskammer durch ein hohes Maß an Objektivität 
aus, etwas was ich in erwähntem Gutachten nicht gefunden 
habe. Vor allem die Bewertung der gesundheitspolitischen 
Situation hat in so einem Gutachten nichts verloren. Zudem 
vermisse ich einschlägige Referenzen und klare Beweise für 
die Kompetenz auf medizinisch wirtschaftlichem Gebiet auf 
der Homepage der erwähnten Firma. Vielleicht sind sie aber 
auch nur sehr gut versteckt!
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